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gegen 

Rechnungshof der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch M. Ekelmans als 
Bevollmächtigten im Beistand von J.-A. S toll, 29, rue Aldringen, L-l 118 Luxem­
burg, 

Antragsgegner, 

wegen einstweiliger Anordnung, durch die der Vollzug der Entscheidung des 
Rechnungshofes vom 30. September 1987 bis zur Entscheidung des Gerichtshofes 
zur Hauptsache ausgesetzt wird mit der Folge, daß dem Antragsteller sein bisheri­
ges Gehalt in ungekürzter Höhe zur Verfügung gestellt wird, 

erläßt 

DER PRÄSIDENT DER VIERTEN KAMMER 

aufgrund der Artikel 9 § 4 und 96 der Verfahrensordnung 

folgenden 

Beschluß 

1 Der Antragsteller war vom 2. Juni 1978 bis zu seinem Ausscheiden aus dem Dienst 
am 31. Januar 1983 als Beamter des Rechnungshofes der Europäischen Gemein­
schaften in der Funktion eines Direktors für Personal und Verwaltung, Besol­
dungsgruppe A 2, tätig. 

2 Gemäß Artikel 50 des Beamtenstatuts wurde dem Antragsteller ab 1. Februar 
1983 nach Maßgabe des Anhangs IV dieses Statuts ein Übergangsgeld gezahlt. 
Dieses wurde ihm zunächst in belgischen Francs ausgezahlt; später, nach seiner 
Rückübersiedlung in die Bundesrepublik Deutschland, also ab 1. Mai 1983, fand 
die Zahlung unter Berücksichtigung des für dieses Land geltenden Berichtigungs­
koeffizienten in DM statt. 
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3 Mit Schreiben vom 7. März 1986 erklärte der Sekretär des Rechnungshofes dem 
Antragsteller, eine Überprüfung der Berechnungsweise seines Übergangsgeldes 
habe ergeben, daß die bisher angewandte Methode nicht den Vorschriften entspro­
chen habe. In diesem Schreiben heißt es: „Bei der bisherigen Methode ist der Be­
richtigungskoeffizient zweimal eingeflossen, und zwar einmal direkt, sowie zusätz­
lich über den Wechselkurs. Der Ihnen überwiesene DM-Betrag war daher zu hoch 
festgesetzt, und zwar um einen Betrag zwischen ca. 400 und 1 200 DM pro Mo­
nat. Die Zahlung des Übergangsgeldes für den Monat März 1986 erfolgt daher 
unter dem Vorbehalt der endgültigen Entscheidung bezüglich einer eventuellen 
Rückforderung des überzahlten Betrages." 

4 Mit Schreiben vom 21. April 1986 teilte der Sekretär des Rechnungshofes dem 
Antragsteller mit, „daß nach eingehender Prüfung [seiner] Akte die überzahlten 
Beträge nicht zurückgefordert werden. Der Rechnungshof behält sich jedoch das 
Recht vor, bei einer eventuellen rückwirkenden Gehaltserhöhung oder Erhöhung 
des Berichtigungskoeffizienten die o. a. Beträge in Rechnung zu stellen." 

5 Mit Schreiben vom 30. September 1987 teilte der Präsident des Rechnungshofes 
dem Antragsteller unter anderem mit: 

„ ,Die fehlerhafte Anwendung des Berichtigungskoeffizienten und des bereits um 
diesen Koeffizienten berichtigten Wechselkurses für die Berechnung des Über­
gangsgeldes und der Vergütung nach Artikel 50 des Beamtenstatuts in den Haus­
haltsjahren 1983 bis 1985 hat zu einer ungerechtfertigten Mehrausgabe in Höhe 
von 45 523 ECU geführt, um deren möglichst kurzfristige Rückforderung sich der 
Rechnungshof weiterhin bemühen muß.‘ 

Die vom Rechnungshof gerügte Fehlberechnung ist darauf zurückzuführen, daß 
die Verwaltung des Rechnungshofes, und zwar der mit der Berechnung Ihrer Be­
züge betraute Inspektor, den ... geltenden Berichtigungskoeffizienten zweimal an­
gewandt hat. Die Verwaltung des Rechnungshofes hat Ihnen daraufhin mitgeteilt, 
daß — vorbehaltlich einer rückwirkenden Anpassung der Gehälter oder Berichti­
gungskoeffizienten durch eine Verordnung des Rates — keine Rückforderung er­
folge (Schreiben ... vom 21. April 1986). 

Damit wurde der Standpunkt der Verwaltung des Rechnungshofes zum Ausdruck 
gebracht, nicht aber der des Rechnungshofes selbst, der von diesem Problem erst 
aufgrund von Untersuchungen seiner eigenen Prüfer Kenntnis erhielt. 
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Nun hat jedoch der Rechnungshof selbst — im Gegensatz zu dem von seiner Ver­
waltung vertretenen Standpunkt — beschlossen, die ohne rechtlichen Grund ge­
zahlten Beträge zurückzufordern. 

Da es sich hier um einen relativ hohen Betrag handelt, werde ich veranlassen, daß 
diese Einbehaltung ab Oktober 1987 über einen Zeitraum von zwei Jahren in 
gleichbleibenden Monatsbeträgen vorgenommen wird." 

6 Am 1. Oktober 1987 legte der Antragsteller gegen dieses Schreiben vom 30. Sep­
tember 1987 Beschwerde gemäß Artikel 90 Absatz 2 des Beamtenstatuts ein. 

7 Mit Schreiben vom 9. Oktober 1987 forderten die Anwälte des Antragstellers die 
Verwaltung des Rechnungshofes auf, bis zum 14. Oktober 1987 verbindlich zu 
erklären, daß von der im Schreiben vom 30. September 1987 angekündigten Ein­
behaltung Abstand genommen werde. 

8 Am 16. Oktober 1987 richtete die Anstellungsbehörde des Rechnungshofes ein 
Schreiben an den Antragsteller, in dem ihm mitgeteilt wurde, daß, in Erwartung 
einer Entscheidung über seine Beschwerde, innerhalb der in Artikel 90 Absatz 2 
des Beamtenstatuts vorgesehenen Frist die Anstellungsbehörde, um seine Rechte 
nicht zu beeinträchtigen, Anweisung gegeben habe, die in ihrem Schreiben vom 
30. September 1987 angekündigte Einbehaltung von seinen Bezügen aufzuschie­
ben. Dieser Aufschub bedeute keinerlei Vorabanerkennung von Seiten der Anstel­
lungsbehörde. 

9 Mit Klageschrift, die am 16. Oktober 1987 bei der Kanzlei des Gerichtshofes ein­
gegangen ist, hat der Antragsteller Klage erhoben insbesondere auf Aufhebung der 
genannten Entscheidung des Rechnungshofes vom 30. September 1987. 

10 Mit am 19. Oktober 1987 eingegangenem Antrag auf einstweilige Anordnung ge­
mäß Artikel 91 Absatz 4 des Beamtenstatuts beantragt der Antragsteller, vorab und 
möglichst ohne mündliche Verhandlung zu beschließen, daß der Vollzug der Ent­
scheidung des Antragsgegners vom 30. September 1987 bis zur Entscheidung des 
Rechtsstreits in der Hauptsache auszusetzen ist mit der Folge, daß dem Antragstel­
ler sein bisheriges Gehalt in ungekürzter Höhe zur Verfügung gestellt wird, sowie 
dem Antragsgegner die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 
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1 1 Der Antragsgegner hat seine schriftlichen Erklärungen am 26. Oktober 1987 ein­
gereicht. Da die schriftlichen Stellungnahmen der Parteien alle Angaben enthalten, 
die für die Entscheidung über den Antrag auf einstweilige Anordnung erforderlich 
sind, ist es nicht notwendig erschienen, die Parteien mündlich zu hören. 

12 Zur Begründung seines Antrags macht der Antragsteller geltend, der Rechnungs­
hof sei an den Wortlaut seines Schreibens vom 21. April 1986 an ihn sowie an den 
Inhalt seines Schreibens vom 7. März 1986 gebunden. Abgesehen von der Eindeu­
tigkeit des Inhalts der Entscheidung im Schreiben vom 21. April 1986 würde es 
auch eine Verletzung des Grundsatzes von Treu und Glauben bedeuten, wenn der 
Beamte, auch der Ruhestandsbeamte, einer solchen eindeutigen und klaren Zusage 
der Anstellungsbehörde nicht mehr vertrauen dürfe. 

1 3 Zum Nachweis der Dringlichkeit der beantragten einstweiligen Anordnung ver­
weist der Antragsteller auf die wirtschaftlich schwierige Lage, in die er geraten 
würde, wenn sein Ruhegehalt von 3 741 DM um etwa ein Drittel gekürzt würde. 
Um dies zu verhindern, sei eine schnelle Vorabentscheidung des Gerichtshofes er­
forderlich. 

1 4 Der Rechnungshof beantragt, den Antrag auf einstweilige Anordnung zurückzu­
weisen, da er unzulässig, jedenfalls aber unbegründet sei. Der Antrag sei unzuläs­
sig, da er insoweit gegenstandslos sei, als der Rechnungshof dem Antragsteller 
durch Schreiben vom 16. Oktober 1987 mitgeteilt habe, daß in Erwartung der Ent­
scheidung über seine Beschwerde und um seine Rechte nicht zu beeinträchtigen, 
Anweisung gegeben worden sei, die in dem Schreiben vom 30. September 1987 
angekündigte Einbehaltung aufzuschieben. Die Sache sei somit im Sinne des Arti­
kels 69 § 5 der Verfahrensordnung erledigt. Der Antrag auf einstweilige Anord­
nung sei im übrigen auch wegen mangelnden Interesses sowie wegen berechtigter 
Zweifel an der Begründetheit der Klage unzulässig. 

15 Zur Begründetheit des Antrags vertritt der Rechnungshof die Auffassung, in Anbe­
tracht der Mitteilung an den Antragsteller, daß die ohne Rechtsgrund geleisteten 
Zahlungen nicht vor der Beschwerdeentscheidung zurückgefordert würden, sei die 
erforderliche Dringlichkeit nicht gegeben. Darüber hinaus habe der Antragsteller 
keinen Beweis für den behaupteten Schaden erbracht. Auf jeden Fall sei nicht er­
sichtlich, inwieweit der Antragsteller einen nicht wiedergutzumachenden Schaden 
erleiden könnte, da die vorgesehene Rückzahlung über einen Zeitraum von zwei 
Jahren gestaffelt erfolgen solle, um ihm ein angemessenes Einkommensniveau zu 
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erhalten, und da außerdem dann, wenn sich aus der Entscheidung zur Hauptsache 
ergeben sollte, daß die Rückforderung nicht zulässig sei, dem Antragsteller die 
entsprechenden Beträge zurückgezahlt würden. 

16 Es ist daran zu erinnern, daß gemäß Artikel 185 EWG-Vertrag Klagen beim Ge­
richtshof keine aufschiebende Wirkung haben. Der Gerichtshof kann jedoch, wenn 
er dies den Umständen nach für nötig hält, die Durchführung der angefochtenen 
Handlung aussetzen. 

17 Voraussetzung für den Erlaß einer solchen einstweiligen Anordnung ist gemäß Ar­
tikel 83 § 2 der Verfahrensordnung, daß in dem entsprechenden Antrag die Not­
wendigkeit der beantragten Anordnung in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht 
glaubhaft gemacht wird und die Umstände angeführt werden, aus denen sich die 
Dringlichkeit ergibt. 

18 Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes ist die Dringlichkeit im Sinne 
des genannten Artikels 83 § 2 danach zu beurteilen, ob eine einstweilige Entschei­
dung notwendig ist, um zu verhindern, daß der Partei, die die Anordnung bean­
tragt, ein schwerer und nicht wiedergutzumachender Schaden entsteht. 

19 Ohne daß geprüft zu werden braucht, ob die vom Antragsteller angeführten Um­
stände geeignet sind, die Notwendigkeit der von ihm beantragten Anordnung 
glaubhaft zu machen, ist festzustellen, daß das Erfordernis der Dringlichkeit im 
Hinblick auf die Abwendung eines schweren und kaum wiedergutzumachenden 
Schadens im vorliegenden Fall nicht erfüllt ist. Da nämlich der Präsident des Rech­
nungshofes in seinem Schreiben vom 16. Oktober 1987 ausdrücklich erklärt hat, er 
habe Anweisung gegeben, die in seinem Schreiben vom 30. September 1987 ange­
kündigte Einbehaltung von den Bezügen aufzuschieben, und die Durchführung 
dieser Entscheidung damit von der Behörde, die sie erlassen hat, ausgesetzt wor­
den ist, kann nicht davon ausgegangen werden, daß gegenwärtig eine Dringlich­
keit besteht, die die Aussetzung des Vollzugs der angefochtenen Entscheidung 
rechtfertigen würde. 

20 Aus den vorstehenden Erwägungen folgt, daß der Antrag auf einstweilige Anord­
nung zurückzuweisen ist. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER PRÄSIDENT DER VIERTEN KAMMER 

im Verfahren der einstweiligen Anordnung 

nach Anhörung des Generalanwalts 

beschlossen: 

1) Der Antrag auf einstweilige Anordnung wird zurückgewiesen. 

2) Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

Luxemburg, den 10. November 1987. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident der Vierten Kammer 

G. C. Rodríguez Iglesias 
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